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Abkürzungsverzeichnis

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
EU Europäische Union
StPO Strafprozessordnung
StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch
IPRG Bundesgesetz über das Internationale Privatrecht

DFJP Département fédéral de justice et police
UE Union européenne
CPP Code de prodédure pénale
CP Code pénal suisse
LDIP Loi fédérale sur le droit international privé
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Mit der Verwahrung beschäftigte sich auch ein überwiesenes Postulat Recordon (gp,
VD), das den Bundesrat beauftragt, einen Bericht über die Anwendung des Artikels 64
StGB über die Massnahmen der lebenslänglichen Verwahrung bzw. der Verwahrung auf
unbestimmte Zeit zu erstellen. Das EJPD führt bereits seit 2008 eine Evaluation des
Allgemeinen Teils des StGB durch und ein Bericht soll Ende 2012 verfügbar sein. 1

POSTULAT
DATUM: 10.03.2011
NADJA ACKERMANN

Privatrecht

Der Bundesrat solle die Möglichkeiten zum Abschluss eines internationalen
Übereinkommens über Erbsachen untersuchen. Dies verlangte eine Motion Recordon
(gp, VD), welche vom Ständerat in der Frühjahrssession 2015 angenommen wurde. Der
Nationalrat folgte in der Herbstsession jedoch dem Antrag des Bundesrates und lehnte
das Anliegen mit der Begründung, dem Bundesrat solle nicht noch eine zusätzliche
Frage für die Verhandlungen mit der EU aufgebürdet werden, ab. Zudem plane der
Bundesrat in naher Zukunft ohnehin eine Revision des internationalen Erbrechts im
Bundesgesetz über das internationale Privatrecht. 2

MOTION
DATUM: 21.09.2015
KARIN FRICK

Nachdem der Bundesrat dem Nationalrat eine Revisionsvorlage zum internationalen
Erbrecht in Aussicht gestellt hatte, verzichtete die Volkskammer im Herbst 2015 auf die
Überweisung einer Motion Recordon (gp, VD; Mo. 14.4285) für ein internationales
Abkommen über Erbsachen. Daraufhin erarbeitete der Bundesrat ein Arbeitspapier mit
verschiedenen Optionen für Änderungen im Erbrechtskapitel des IPRG und setzte eine
Expertengruppe ein, die verschiedene Arbeitsentwürfe diskutierte. Anfang 2018
eröffnete der Bundesrat sodann die Vernehmlassung über die versprochene Vorlage.
Deren Hauptziel ist es, das schweizerische internationale Erbrecht – d.h. die Regeln
über die Zuständigkeit der Schweizer Behörden, das anzuwendende Recht in
grenzüberschreitenden Erbfällen und die Anerkennung von entsprechenden
ausländischen Rechtsakten – besser auf die 2012 in Kraft getretene EU-
Erbrechtsverordnung abzustimmen. Dadurch sollen insbesondere Kompetenzkonflikte
mit den ausländischen Behörden minimiert und sich widersprechende Entscheidungen
in Erbfällen verhindert werden. Das IPRG sei der EU-Verordnung bereits ziemlich
ähnlich, in den Details bestünden aber noch etliche Unterschiede, erklärte der
Bundesrat per Medienmitteilung. Ausserdem wollte er die Gelegenheit wahrnehmen,
um Änderungen, Ergänzungen und Klarstellungen am sechsten Kapitel des IPRG
vorzunehmen, die aus Sicht der Praxis oder der Literatur angezeigt seien. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.02.2018
KARIN FRICK

Datenschutz und Statistik

Jede Medaille hat ihre Kehrseite. Im Falle der Fortschritte in der Informations- und
Kommunikationstechnik ist es die zunehmende Gefahr der Verletzung der
Persönlichkeitsrechte, die rechtlich nur ungenügend geschützt sind. Dieses Problem zu
analysieren und Lösungen vorzuschlagen, wurde der Bundesrat durch ein Postulat
Recordon (gp, VD), welches der Ständerat an die Regierung überwies, aufgefordert. Der
Bundesrat war bereit, das Anliegen in die seit 2011 laufende Revision des
Datenschutzgesetzes (DSG) aufzunehmen. 4

POSTULAT
DATUM: 11.12.2013
NADJA ACKERMANN
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Kriminalität

Seit 2010 verfügt die Schweiz über das Instrument des Entführungsalarms, welches bei
einer Kindesentführung als exzessivste Form der Öffentlichkeitsfahndung ein rasches
Handeln garantieren soll. Da dieser Alarm bisher noch nie ausgelöst wurde, fordert
Recordon (gp, VD) in seinem Postulat den Bundesrat auf zu prüfen, inwiefern u.a. die
Schaffung einer formell-gesetzlichen Grundlage, eine Lockerung der
Alarmvoraussetzungen sowie die Einrichtung einer Alarmzwischenstufe das Instrument
verbessern könnten. Der Ständerat überwies das Postulat an den ablehnenden
Bundesrat mit 22 zu 9 Stimmen. 5

POSTULAT
DATUM: 12.06.2014
NADJA ACKERMANN

Im Februar 2016 veröffentlichte der Bundesrat seinen Bericht in Erfüllung des Postulats
Recordon (gp, VD) zum Entführungsalarm. Darin erachtet er die Schaffung einer
speziellen, formell-gesetzlichen Grundlage für das Entführungsalarmsystem als nicht
notwendig. Es bestehe eine hinreichende Gesetzesgrundlage in der geltenden StPO und
ein gewisser Ermessensspielraum für Polizei und Staatsanwaltschaft sei aufgrund der
Komplexität von Entführungsfällen nötig. Auch zur Einführung einer Alarmzwischenstufe
und zur Neuregelung der Finanzierung besteht gemäss dem Bericht kein Bedarf. Die
Ausweitung des Alarmsystems auf erwachsene Entführungsopfer wird hingegen als
„sinnvoll und umsetzbar“ bezeichnet. Dazu muss die Vereinbarung mit den
Konventionspartnern der Konvention zum Entführungsalarm angepasst werden. 6

BERICHT
DATUM: 24.02.2016
KARIN FRICK

1) AB SR, 2011, S. 199
2) AB NR, 2015, S. 1699 f.; AB SR, 2015, S. 292 f.
3) Erläuternder Bericht zum Vernehmlassungsentwurf; Medienmitteilung BR vom 14.2.18
4) AB SR, 2013, S. 1139
5) AB SR, 2014, S. 541 ff.; Po. 14.3216.pdf
6) Bericht BR vom 24.02.2016; NZZ, 18.2.16
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